§ 8 Wirtschaftliche Auslegung (insbesondere: Faktischer Geschäftsführer)

1) sog. wirtschaftliche (faktische) Auslegung

- Grenze: Analogieverbot/Wortlautschranke des Art. 103 II GG  

- Beispiele: BGHStE 24, 54  (zu § 38 GWB aF); BGHStE 31, 264 (zu § 18 KWG); BGHStE 41, 355 (zu KrWaffKG)

 → Konsequenz: ggf. Normspaltung Strafrecht / Zivil- oder Wirtschaftsverwaltungsrecht (statt „Einheit der Rechtsordnung“)

2) Faktischer Geschäftsführer

- Hintergrund: Zurechnung besonderer persönlicher Merkmale bei Sonderdelikten gem. § 14 StGB (zB bei § 266a, 283 ff. StGB)

- Hauptfall: Einsetzen eines „Strohmannes“ als förmlichen Geschäftsführer + tatsächliche Leitung durch faktischen Geschäftsführer (GF)

- Beispielfälle

- strafrechtliche Haftung auch des (nur) förmlichen GF aus § 84 I 

           Nr. 2 GmbHG

- strafrechtliche Haftung des faktischen GF aus § 84 I Nr. 2 

  GmbHG (s. BGHStE 31, 118, 122): Wortlautschranke
§ 14 III StGB ≠ faktischer GF (str.; aA BGHSt: 14 III StGB [-] nur bei „Usurpator“): Wortlautschranke; 

aber: ggf. § 14 II StGB → Beauftragung

Kriterium für faktische Geschäftsführung → entscheidendes Steuern der Geschicke der Gesellschaft (unternehmerische Grundentscheidungen) / zumindest deutliches Übergewicht gegenüber formalem GF

§ 14 II StGB : keine „faktische Beauftragung“

Schein- und Umgehungshandlungen

Beispiele: 

- Kaviar-Fall
 (geringerer Zoll-Tarif für Kaviar in Fässern; Einfuhr von in Fässern versteckten Kaviar-Dosen bzw. vorab in Fässer umgefülltem Dosenkaviar)

- Investitionszulagenfall
 (ursprüngliche Kfz-Bestellung am 7.7.1973; Investitionszulage für in der Zeit vom 1.12.1974 bis zum 30.6.1975 „bestellte“ Wirtschaftsgüter; A lässt ursprüngliche Bestellung annullieren und bestellt ein entsprechendes Fahrzeug am 11.1.1975)

Scheinhandlungen  → Hervorrufen des objektiven Scheins einer tatsächlich nicht bestehenden Tatsache / Rechtsfolge des Scheingeschäfts nicht ernstlich gewollt

gesetzlich (deklaratorisch) erfasst von § 41 II AO, § 4 I Subventionsgesetz

Umgehungshandlung  → Verhaltensweise, für die es keinen anderen vernünftigen Grund gibt als denjenigen, die Anwendung der umgangenen Norm zu vermeiden: ernsthaft gewollte Rechtsfolgen sollen unter Missbrauch rechtlicher Gestaltungsmöglichkeiten erreicht werden  

Problem: Vom Wortlaut her → belastende Norm nicht anwendbar bzw. begünstigende Norm anwendbar / vom Normzweck her → belastende Norm anwendbar bzw. begünstigende Norm nicht anwendbar

→ teleologische Lücke: belastende Norm (zB Steuervorschrift) umfasst zu wenige, begünstigende Norm (zB Subventionsvorschrift) zu viele Fälle 

Lösung im Spannungsverhältnis zwischen Normzweck (= materielle Gerechtigkeit) und Wortlaut (= Rechtssicherheit)


→ öffentlich-rechtliche Regelungen enthalten nicht ohne weiteres zugleich das Verbot ihrer Umgehung → Umgehungsverbot muss vertatbestandlicht sein (Vorbehalt des Gesetzes / Art. 103 II GG): Umgehungsklauseln als analoge Normerweiterungen; bei begünstigender Norm: teleologische Reduktion → strukturell = Analogie („Gegenanalogie“)

strafrechtliche Erfassung von Umgehungshandlungen:

(1) bereits tatbestandlich (Wortlautgrenze!) subsumierbar 

(zB § 145c StGB; § 84 I Nr. 2 GmbHG: „als Geschäftsführer“; „bestellt“ iSv des obigen Investitionszulagen-Falles);

anderenfalls straflos, es sei denn
:

(2) gesetzliche Vertypung der zu unterbindenden Umgehung 

(zB § 145c StGB
; oder außerstrafrechtliche Regelung - § 42 AO, § 4 II Subventionsgesetz - mit Rückwirkung auf § 370 AO bzw. §§ 263, 264 StGB)

Erfordernis der Umgehungsabsicht (str.)

� Hierzu: Tiedemann, Wirtschaftsstrafrecht (AT), Rn. 124 ff.


� Aus: Hellmann/Beckemper, Wirtschaftsstrafrecht [2004], Rn. 332 ff., 851 ff.





� Hierzu: Tiedemann, Wirtschaftsstrafrecht AT, Rn 137 ff., sowie vertiefend: Vogel, in: Schünemann u. a.  (Hg.): Bausteine des Europäischen Wirtschaftsstrafrecht (1994), S. 151 ff.


� RGStE 71, 135.


� BGHStE 32, 256.


� Ferner: BGH NJW 2002, 1963 = NStZ 2002, 485 (Scheinvertrag mit Werbeagentur zur Verschleierung von Gehaltzahlungen an Bundesliga-Fußballer)


� Keine generelle Umgehungsklausel (da Art. 103 II GG).


� Bei § 14 III StGB hingegen handelt es sich um eine Erweiterung von § 14 I, II StGB in Konstellationen, in denen die Beteiligten gerade keine Gesetzesumgehung gewollt haben (anders aber dann, wenn man mit dem BGH hierunter auch eine faktische Geschäftsführung fallen lässt!). 





